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Jetzt bekommt Erste Bank-Chef And-
reas Treichl die optimale Gelegenheit
zu beweisen, dass er wirklich 4,5 Mil-

lionen € im Jahr wert ist. Denn er steht
vor einer der schwierigsten Aufgaben als
Boss der Erste Bank. Er muss bei einer
der beiden zum Verkauf stehenden Ban-
ken in Rumänien zum Zug kommen, sonst
beginnt sein Image als Strahlemann zu
verblassen und sein Sessel zu wanken.

Treichl steckte bereits in der Ukraine
einen bitteren Rückschlag ein, als ihm die
Giebelkreuzer die Bank Aval wegge-
schnappt haben. Dabei soll der Erste-Chef
wirklich alle Register gezogen haben –
sogar sein Du-Freund Wolfgang Schüssel
soll interveniert haben. Leider umsonst!
In Bankenkreisen ist zu hören, dass
Treichls Aufsichtsrat über diese Nieder-
lage nicht gerade „amused“ war. 

Aber sollte derlei Kritik am Erste-Chef
nicht eigentlich abprallen? Immerhin ist
er in Osteuropa noch Marktführer, in ei-
nigen Ländern ist die Erste von der Spit-
ze überhaupt nicht wegzudenken. Auch
die Aktie zählt zu den Top-Performern
der letzten Jahre. Auf diesen Lorbeeren
darf sich Treichl aber nicht ausruhen,
denn das Wachstum der Zukunft liegt
nicht in Ungarn, Tschechien und der Slo-
wakei, sondern eben weiter süd-östlich.
Dort aber fehlen die Erste Bank-Filialen

auf der Landkarte. Will die Bank in Zu-
kunft ähnliches Wachstum präsentieren
wie in der Vergangenheit, ist ein Einstieg
in der Ukraine oder in Rumänien ein
Muss. Was könnte wohl den unglaubli-
chen Druck, der auf Treichl lastet, bes-
ser demonstrieren, als eine vor kurzem
getätigte Ankündigung vom Erste-Chef
selbst: Sollte er bei keiner der rumäni-
schen Banken erfolgreich sein, denkt er
sogar an eine Greenfield-Operation in
Rumänien. Für einen etwaigen Misser-
folg wird also schon vorgebaut. Horren-
de Summen wird der Erste-Boss aber
wohl nicht für einen Zukauf verpulvern
können, sonst wird er von den Analysten
zurecht geprügelt.  

Wer aber kann wohl einen Ausweg aus
dem Dilemma finden, wenn nicht ein 4,5-
Millionen-€-Mann?
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Die Regionen Europas
werden politisch und
wirtschaftlich immer

wichtiger. Von der Öffent-
lichkeit weitgehend unbe-
merkt stärken vor allem die
früheren zentralistisch struk-
turierten und kommunistisch
regierten Länder Ost- und
Südosteuropas ihre regiona-
len Einheiten und übertragen
ihnen weitgehende Zustän-
digkeiten.  

Dieser deutliche Trend zur
Regionalisierung ist ganz im
Interesse der EU und des EU-
Verfassungsvertrages. Die Re-
gionalisierung hilft aber auch
den Zentralregierungen, sich
auf ihre eigentlichen Aufga-
ben zu konzentrieren. Sie ist
das Modell zur Entschärfung
ethnisch-nationaler Krisen.

Verkehrserschliessung. Einen
für die Entwicklung einer Re-
gion geradezu lebensnotwen-
digen Bereich stellt die Ver-
kehrserschliessung dar. Dazu
zählen auch die regionalen
Flughäfen. In Österreich ken-
nen wir den gesunden Wett-
bewerb unserer erfolgreichen
Bundesländer-Flughäfen. In
Tschechien wurden Regio-
nalflughäfen (vormals oft Mi-
litärflughäfen), wie etwa in
Ostrava und Brünn den Re-

gionen überantwortet, in der
Slowakei sollen bis Jahresen-
de neben dem Flughafen Bra-
tislava noch fünf Regional-
flughäfen, darunter der von
Kosice, verkauft bzw. teilwei-
se an die Regionalverwaltun-
gen übertragen werden. 

Die Regionalflughäfen von
Pula und Dubrovnik in Kroa-
tien haben wichtige touristi-
sche Aufgaben zu überneh-
men, in Nis ist der Regional-
flughafen für die infrastruk-
turelle Erschliessung des ge-
samten serbischen Staates von
unschätzbarer Bedeutung.
Ähnliches gilt für die z. T. auf
niedrigem Standard befindli-
chen regionalen Flughäfen der
anderen Länder Ost- und Süd-
osteuropas. 

Was tun mit manchen die-
ser Flughäfen? Entwicklungs-
strategien sind auszuarbeiten,
Flächen eignen sich für Ge-
werbe- und Industrieansied-
lungen, aus unbedeutenden
Regionalflughäfen sollen in-
ternationale werden.

Der zunehmenden Bedeu-
tung der Regionalflughäfen
entsprechend und auf Grund
eines laufenden Wettbe-
werbsverfahrens gegen Ryan-
air, hat die Europäische Kom-
mission die Förderung des
Ausbaues solcher Flughäfen
bzw. Beihilfen für Fluglinien,
die diese anfliegen, klarer, aber
auch viel schärfer geregelt und
die Flughäfen nach der Zahl
der Passagiere kategorisiert. 

Kleine Regionalflughäfen ha-
ben weniger als eine Million
Passagiere pro Jahr, grosse bis
zu fünf Millionen. 

Gestaffelte Beihilfen. Darnach
orientieren sich die erlaubten
Beihilfen. Das hat für Politik
und Wirtschaft in den Mit-
gliedsstaaten künftig spürba-
re Auswirkungen. Finanzielle
Zuckerl für Billigfluglinien und
Zuschüsse für den Ausbau ih-
res eigenen Flughafens wer-
den in Hinkunft für die Re-
gionalregierungen nur noch
eingeschränkt möglich sein. 

Das Institut der Regionen
Europas (www.ire.or.at) stös-
st in dieses Informations- und
Beratungsvakuum vor und
veranstaltet am 18. November
in Ostrava (Mährisch-Schle-
sien) eine Fachkonferenz zum
Thema „Die Zukunft regio-
naler Flughäfen“ mit Schwer-
punkt Ost- und Südosteuro-
pa. Geboten werden Infor-
mationen über die Entwick-
lung auf EU-Ebene, Erfah-
rungsaustausch und Beratung
durch Experten. Der Bedarf
ist enorm, gibt es doch in ganz
Europa mindestens 250 re-
gionale Flughäfen.
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Laut Grossbritanniens
einstigem Premier
Winston Churchill

soll man keiner Statistik
glauben, die man nicht
selbst gefälscht hat. Man
muss jedoch gar nicht im-
mer tricksen – oft reicht
individuelle Interpretati-
on. So kann das reiche Lu-
xemburg als grösster Emp-
fänger von EU-Geldern
hingestellt werden. Die
Brüsseler Mittel erreich-
ten im Vorjahr fast fünf
Prozent des luxemburgi-
schen Bruttonationalein-
kommens (BNE). Kein an-
deres EU-Land erhält – ge-
messen in Prozent seines
BNE – so viel Geld von der
EU. Was auf den ersten
Blick als riesige Unge-
rechtigkeit erscheint, ist
auf den zweiten Blick eine
logische Folge der geo-
grafisch zerstreuten EU-
Bürokratie: Bis auf einen
Bruchteil flossen die für
Luxemburg bestimmten
Zahlungen in die dort an-
sässigen EU-Institutionen. 

Grossen Spielraum bietet
auch die Beurteilung des
britischen EU-Obolus.
London zahlt weniger als
in Anbetracht seiner Wirt-
schaftsleistung opportun
wäre, unterstreicht die
EU-Kommission. Sie stützt
sich auf die EU-Brutto-
beiträge. Die Briten be-
vorzugen eine andere Ta-
belle, nämlich die mit den
Nettozahlungen. Denn un-
term Strich überweist das
Land mehr Geld nach
Brüssel als es zurückbe-
kommt. Der Saldo ent-
sprach 2004 – wie im Fall
Österreichs – 0,16 Prozent
der Wirtschaftsleistung. 
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Macht und
Medien: 

Ein Seiltanz

P
utin, Schröder, Berlusconi, Bush: An der
Macht kleben sie alle, und die Medien sol-
len ihnen untertan sein. Das ist eine einfa-
che Rechnung und innerhalb des Denksys-

tems der Mächtigen sogar eine logische. Wenn sich
die moderne Politik weitgehend auf mediale Dar-
stellung reduziert (das tut sie), muss das Medium
parieren, sonst funktioniert die Politik nicht. 

Politiker verfolgen ihr Ziel mit unterschiedlichen
Methoden. Der russische Präsident Wladimir Pu-
tin sperrt die Journalisten ein und verbietet miss-
liebige Zeitungen und Fernsehstationen. Der itali-
enische Ministerpräsident Silvio Berlusconi kauft
sich die Medien einfach zusammen und drückt den
Rest an die Wand. US-Präsident George Bush kann
sich auf sein gut gepflegtes White House Presse
Corps so weit verlassen, dass der publizistische
Dienst am Präsidenten gleich bedeutend mit dem

Dienst am Vaterland ist. Und
der deutsche Bundeskanzler
Gerhard Schröder profitierte
recht gut von den Ausläufern
einer unter SPD-Kanzler Willy
Brandt zur Blüte entwickelten
Geisteshaltung, dass das Herz
jedes wirklich demokratischen
Journalisten links schlage.

Weil dieser Gleichklang ge-
stört ist und die Links-Grün-Ko-
alition zumindest in ihrer zwei-
ten Halbzeit nur noch Rück-
statt Fortschritt zu Stande brach-
te, kippte Schröder tatsächlich
aus der Watte publizistischer
Harmonie heraus und rastete
am Wahlabend im Fernsehen
vor einem Millionenpublikum
regelrecht aus. Das beschäftigt
die Zeitungen bis heute. „Sub-
optimal“ sei die Art gewesen,
wie er den Machtanspruch an-
meldete, gab Schröder gegenü-

ber der „Zeit“ zu. Warum er sich so weit gehen liess,
ist jedoch bestenfalls eine Promille-Frage im Ver-
gleich zu der Präpotenz, mit der SPD-Chef Franz
Müntefering in der Stunde der Wahlniederlage die
gleichen Ansprüche anmeldete, so als sei das in sie-
beneinhalb Jahren Regierungstägigkeit abgenützte
Führungsteam ein über Deutschland gerade aufge-
hender Hoffnungsstern.

Den inferioren Kurswert des Tandems Schrö-
der/Joschka Fischer 2005 gegenüber Brandt/Wal-
ter Scheel 1969 nicht mehr zu erkennen, deutet auf
Verstiegenheit hin. Das Positive: dass wenigstens
in Deutschland (aber nicht in Russland und Itali-
en) die totale Gängelung der Medien letztlich doch
ein Seiltanz ist. Akrobat kann abstürzen. 

In Österreich stellen sich solche Fragen noch
nicht in gleicher Dringlichkeit, aber die politischen
Fluchtversuche wären mit Sicherheit die gleichen.
Wenn nichts mehr geht, sind die Medien schuld.
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Alte Militärflughäfen
bekommen  neuen Wert 


